
Am ersten Mai waren alle großen 
Gewerkschaften auf dem Olden-
burger Rathausmarkt vertreten. 
Bei strömendem Regen haben 
sie der ehemaligen stellvertre-
tenden DGB-Bundesvorsitzenden 
Ursula Engelen-Kefer den Rücken 
gestärkt. Sie forderte mehr 
Zukunftsperspektiven für junge 
Menschen in Europa. Dazu gehört 
für sie der Mindestlohn genauso 
wie erschwingliche Mieten für 
Geringverdiener. 

In diesen Punkten sind wir uns 
einig. Noch vor dem Beginn ihrer 
Rede habe ich ihr vom Mietpreisan-
stieg in Oldenburg von 26 Prozent 
in den vergangenen fünf Jahren 
berichtet. Ursula Engelen-Kefers 
Kampfgeist zeigt mir, dass wir alle 
an einem Strang ziehen müssen.  
Für Gewerkschaften und Betriebs-
räte bin ich jederzeit ansprechbar.

„Die Wahlen 
zeigen: 

Die Richtung 
stimmt!“

Matthias Groote hat sich 
in den letzten Wochen ins 
Zeug gelegt, sozialdemokra-
tische Inhalte in der Europa-
politik den Bürgerinnen und 
Bürgern zu vermitteln. Bei 
Veranstaltungen und an den 
Haustüren in Weser-Ems war 
er täglich präsent. Das hat 
überzeugt. Gemeinsam mit 
unserem Spitzenkandida-
ten Martin Schulz hat er es 
geschafft, dass die SPD Stim-
men dazugewinnen konnte. 
Mehr als sechs Prozent-
punkte bundesweit, mehr 
als fünf Prozentpunkte in 
Niedersachsen. Die Wähle-
rinnen und Wähler wissen, wo 
Europapolitik in den Alltag 
hineinwirkt. Daher lag  auch 
die Wahlbeteiligung deut-
lich höher als bei der letzten 
Europawahl. 

EUROPAWAHL

Für Weser-Ems war der 25. 
Mai ein Super-Wahlsonntag. 
Für meinen Wahlkreis freue 
ich mich besonders, dass 
ich weiter mit bewährten 
Köpfen zusammenarbeiten  
kann. Der Landrat Jörg 
Bensberg (parteilos) wird bis 
2021 dem Landkreis Ammer-
land vorstehen. Auch in den 
Ammerländer Gemeinden, 
die am Sonntag gewählt 
haben, haben die Amtsin-
haber erneut gewonnen: 
der Sozialdemokrat Arno 
Schilling als Bürgermeis-
ter in Bad Zwischenahn, 
Petra Lausch (parteilos)  
als Bürgermeisterin in der 
Gemeinde Edewecht und 
Klaus Groß als Bürgermeister 
in Westerstede. Allen gratu-
liere ich recht herzlich und 
begrüße die Kontinuität.

Matthias Groote wiedergewählt - 
Stimmenzuwachs für die SPD
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Am 23. Mai hat der Bundestag 
das Rentenpaket der Bundes-
regierung mit großer Mehrheit 
verabschiedet. Damit werden 
jetzt Verbesserungen für ältere 

RENTENPAKET VERABSCHIEDET

In Zukunft sollen die Verbraucher 
auf dem sogenannten grauen Ka-
pitalmarkt wirkungsvoll geschützt 
werden. Das geht aus dem Maß-
nahmenpaket der Bundesregie-
rung hervor, das die Bundes-
minister Heiko Maas (SPD) und 
Wolfgang Schäuble (CDU) nun 
vorgestellt haben.

Als grauer Kapitalmarkt wird der 
Teil des Finanzmarktes bezeichnet, 
der nicht von der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) überwacht wird. Hier gibt 
es anständige Akteure wie Klein-
unternehmer, die Alternativen zu 
Bankkrediten suchen – aber auch 
unlautere Anbieter wie Prokon, 
die Kleinanleger in hochriskanten 
Schneeballsystemen instrumenta-
lisieren.

KLEINANLEGER VOR RISIKEN SCHÜTZEN
Künftig soll die BaFin den Ver-
trieb riskanter Finanzprodukte wie 
Prokon-Genussscheine verbieten 
oder einschränken können, beson-
ders, wenn sie unseriös unerfah-
rene Kleinanleger anlocken (z.B. 
durch irreführende 
Werbung). Zudem 
wird der Verbrau-
cherschutz als neu-
es strategisches Ziel 
der BaFin verankert.

Ein Kernanliegen 
der SPD ist daneben 
der Finanzmarkt-
wächter. Bundesweit 
ausgewählte Ver-
braucherzentralen 
sollen als Kompe-
tenzzentren auf den 
Schutz der Verbrau-

cher auf dem Finanzmarkt spezi-
alisiert werden. Als Anlaufstellen 
für Verbraucher sollen sie Fehlent-
wicklungen der BaFin melden, die 
dann einschreiten kann.

Menschen umgesetzt, für die 
unsere SPD lange gekämpft hat.

Künftig dürfen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die 45 

Jahre lang in 
die Renten-
kasse eingezahlt 
haben, schon  
zwei Jahre eher   
abschlagsfrei in 
Rente gehen. 
Das ist gerecht, 
denn gerade 
bei körperlich 
a n s t r e n g e n -
den Jobs ist der 
Renteneinstieg 
nach vierein-
halb Jahrzehnten 
hochverdient.

Das gilt auch für die Mütter-
rente: Dass Frauen, die vor 1992 
Mütter wurden, schlechter behan-
delt wurden als andere, war 
immer unsinnig und wird mit der 
Mütterrente nun ein wenig fairer 
gehandhabt. Auch die Erwerbs-
minderungsrente und die Verbes-
serungen im Reha-Budget werden 
dafür sorgen, dass es in Deutsch-
land besser und solidarischer 
zugeht.

Zum Thema Rente spreche ich 
bei meiner ersten „Dennis Rohde 
trifft...“-Veranstaltung mit der 
stellvertretenden Vorsitzenden der 
SPD-Bundestagsfraktion, Carola 
Reimann, am Donnerstag, den 
24. Juli 2014, um 18 Uhr. Den Ort 
gebe ich euch rechtzeitig bekannt.  
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Verbraucherzentralen sollen Marktwächter werden

Versprochen und gehalten: Rente mit 63 & Mütterrente
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10. Mai -  Dialogtour mit vielen engagierten Orts-
vereinsmitgliedern und der roten Ape als rollendem 
Infostand in Rastede - voller Einsatz für die Europawahl.

27. Mai - Internationaler Tag der Milch bei Elke und 
Holger Wemken in Wiefelstede-Nuttel. Der Milchvieh-
betrieb wurde 2013 mit der „Goldenen Olga“ prämiert.

14. Mai - Ammerlandtag mit dem Europaabgeord-
neten Matthias Groote: Von Bad Zwischenahn über  den 
Rhododendronpark in Westerstede (Foto) nach Rastede.

12. Mai - Mit dem Oldenburger OB-Kandidaten 
Jürgen Krogmann MdL, Ulf Prange MdL und der AG 60 
plus zu Gast bei der Deutschen Rentenversicherung.

15. Mai - Gespräch mit dem Geschäftsführer der  
Bau- und Wohngesellschaft mbH GSG Oldenburg, 
Stefan Könner.

1. Mai  - Eine trotz Regen gut besuchte Kundge-
bung mit der langjährigen stellvertretenden DGB-Vorsit-
zenden Ursula Engelen-Kefer in Oldenburg.

8. Mai - Besuchergruppe aus der Gemeinde 
Wiefelstede mit dem neuen Fraktionsvorsitzenden Jörg  
Weden - hier auf der Reichtstagskuppel.

9. Mai -  Kleiner Bezirksparteitag in Brake mit Ulf 
Prange MdL sowie den Funktionsträgerinnen Jutta 
Bohne, Angela Holz und Hanna Naber.
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Lara Pistorius arbeitet als studentische 
Mitarbeiterin in meinem Berliner Büro. 
Geboren und aufgewachsen in Osnabrück 
erlangte sie 2013 ihren Bachelor of Arts 
in den Fächern Germanistik und Sozio-
logie an der Universität Kiel. Im politi-
schen Berlin sammelte sie im letzten Jahr 
bereits einige Erfahrungen als studenti-
sche Mitarbeiterin. Derzeit befindet sie 
sich im Master-Studium an der Universi-
tät Potsdam. Privat erkundet Lara gerne 
mit Freunden den Berliner Kulturbetrieb, 
begeistert sich für Literatur, Theater und 
Kochen.

LARA PISTORIUS

Wie wichtig eine sozial 
ausgewogene Energiewende 
gerade in unserer Region ist, 
hat mir vor allem das große 
Publikumsinteresse an der 
Diskussionsveranstaltung in 
Rastede gezeigt. Siebzig Teil-
nehmer waren in den „Hof 
von Oldenburg“ gekommen.  

Mit dem Vorsitzenden des 
Umweltausschusses des 
Europäischen Parlamen-
tes, Matthias Groote  MdEP, 
und Johann Saathoff MdB, 
Mitglied im Ausschuss für 
Energie und Wirtschaft  des 
Deutschen Bundestages,  
saßen auf dem Podium Fach-
politiker  neben  Experten aus 
Forschung und Wirtschaft.

FRAKTION VOR ORT

Allen ist klar: Bis zum Jahr 2025 
sollen 40 bis 45 Prozent der 
Stromversorgung aus Erneuerba-
ren Energien kommen. 

Die nächste „Fraktion vor 
Ort“-Veranstaltung findet am 
5. September 2014 statt - zum 
Thema „Integration“.

Zukunft der Energieregion Weser-Ems 
bis zum Jahr 2025

Ab 2015 wird der Bund die 
Kosten des BAföG vollstän-
dig tragen und damit die 
Bildungsetats der Länder um 
1,17 Milliarden Euro pro Jahr 
entlasten. Das ist das Ergeb-
nis eines Spitzengesprächs 
zur Bildungspolitik zwischen 
den Parteivorsitzenden von 
SPD, CDU und CSU.

Die Bundesregierung will 
die Gesamtausgaben für 
das BAföG zum Winterse-
mester 2016/2017 spürbar 
erhöhen und so Studieren-
den mehr Geld zum Leben 
verschaffen. Aufgrund der 
engeren finanziellen Spiel-
räume der Länder war dies 
nicht möglich, solange Bund 
und Länder sich die Kosten 

DRITTE KRAFT KOMMT

teilten. Zudem strebt die 
Koalition eine Änderung 
des Grundgesetzes an, um 
die institutionelle Förderung 
von Hochschulen durch den 
Bund zu ermöglichen. 

Die rot-grüne niedersächsi-
sche Landesregierung hat 
angekündigt, die Ersparnisse 
in die frühkindliche Bildung 
zu investieren. Die Perso-
nalausstattung soll verbes-
sert werden, ab 2015 wäre 
dann die Finanzierung für 
eine dritte Kraft in Krippen 
möglich. Damit kann die SPD 
ein wichtiges Versprechen 
aus dem Landtagswahlkampf 
einlösen und Akzente für 
eine bessere Bildungspolitik 
in Niedersachsen setzen.

Mehr Betreuer in Krippen - Bund 
übernimmt BAföG-Finanzierung


